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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Dezember 1959 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der 
Bautätigkeit (BauStatGes) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wohnungsbau. 

Der Bundesrat hat in seiner 210. Sitzung am 23. Oktober 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Boaner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung von Statistiken der Bautätigkeit 

(BauStatGes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz he- | 
schlossen: 1 


§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden lau- 
fend Statistiken 

1. der Bautätigkeit im Hochbau (Hochbaustatistik) 
und im Tiefbau (Tiefbaustatistik) sowie 

2. der erstmaligen Wohnraumvergaben (Wohn- 
raumvergabestatistik) 

durchgeführt. 

§ 2 

(1) Die Hochbaustatistik erfaßt die genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtigen und die anzeigepflich- 
tigen Baumaßnahmen, bei denen Wohnraum oder 
anderer Nutzraum durch Bautätigkeit zu- oder ab- 
geht, baulich verändert oder einem anderen Ver- 
wendungszweck zugeführt wird oder durch bau- 
polizeiliche Maßnahmen, Schadensfälle oder Abbruch 
verloren geht. 

(2) Sie erstreckt sich auf Feststellungen über die 
genehmigten, begonnenen und fertiggestellten Bau- 
vorhaben und auf den Bauzustand am Jahresende, 
Sie erfaßt dabei Lage, Art, Größe, Ausstattung, Bau- 
kosten und Bauherren der Gebäude, Wohnungen 
und Wohnräume sowie die Art der Baumaßnahme, 

(3) Bei Baumaßnahmen des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues erstreckt sie sich außer- 
dem auf Feststellungen über die Bewilligungen 
öffentlicher Mittel und die Art ihres Einsatzes, über 
die Gesamtkosten in der Aufgliederung nach § 5 der 
Zweiten Berechnungsverordnung vom 17. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719), die Finanzierung, 
die Grundstücksgröße und die Rechtsform der 
Nutzung sowie über die Zweckbindung der geför- 
derten Wohnungen und die genehmigten Durch- 
schnittsmieten. 


§ 3 

Die Tiefbaustatistik erfaßt die vergebenen Tief- 
bauaufträge mit einem Auftragswert von 25 000 
Deutsche Mark und mehr nach Bauherren, Art der 
Baumaßnahme, Auftragswert und Abwicklungs- 
dauer. 

§ 4 

Die Wohnraumvergabestatistik erfaßt die erst- 
maligen Vergaben neu geschaffener Wohnungen 
und Wohnräume des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues sowie eine Aufgliederung der Ver- 
gaben nach Personengruppen. 

§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Hochbaustatistik die Bauherren, die 
Bauaufsichtsbehörden, die Bewilligungsstellen 
und für die Feststellung des Bauzustandes am 
Jahresende auch die Gemeinden, 

2. für die Tiefbaustatistik die auftragvergeben- 
den Stellen des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden mit 5000 und mehr Einwohnern, der 
Gemeindeverbände, der sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und der 
juristischen Personen des privaten Rechts, an 
denen die öffentliche Hand maßgeblich be- 
teiligt ist, 

3. für die Wohnraumvergabestatistik die für die 
Wohnraumvergaben zuständigen örtlichen Be- 
hörden. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, mit Ausnahme des § 3 und des § 5 
Nr. 2, die am 1. Januar 1960 in Kraft treten. 
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Drucksache 1491 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Die Bautätigkeitsstatistik gehört zu den Dauer- 
statistiken, die schon seit dem ersten Weltkriege 
durchgeführt werden. In der Nachkriegszeit lebte die 
Bautätigkeitsstatistik (Hochbau) zunächst in den 
einzelnen Bundesländern wieder auf. Durch die 
Verordnung über die Durchführung einer Statistik 
der Bautätigkeit und der Wohnraiimvergaben vom 
24. März 1953 (BGBl. I S. 78) wurde für die Bau- 
tätigkeitsstatistik eine bundeseinheitliche Rechts- 
grundlage geschaffen und damit zugleich die Wohn- 
raumvergabestatistik angeordnet. 

Seit dem Auslaufen dieser Verordnung — am 31. 
Dezember 1955 — werden sie auf Grund der 

a) Verordnung über die Durchführung der Statistik 
der Bautätigkeit vom 3. Oktober 1956 (BAnz. 
Nr. 196 vom 9. Oktober 1956) und 

b) Veroirdnung über die Durchführung der Statistik 
der Wohnraumvergaben vom 22. Dezember 1956 
(BAnz. Nr. 250 vom 28. Dezember 1956) 

fortgeführt, die mit Ablauf des 9. Oktober bzw. 
28. Dezember 1959 außer Kraft treten, 

2. Auf die Bautätigkeitsstatistik kann nicht ver- 
zichtet werden, weil es sich hierbei um eines der 
wichtigsten Instrumente der Wirtschafts- und Kon- 
junkturbeobachtung handelt, das gerade auch in 
dem Wirtschaftssystem einer sozialen Marktwirt- 
schaft zur Beeinflussung der allgemeinen Wirt- 
schaitsentwicklung und der Baukonjunktur im be- 
sonderen von größtem Wert und damit staatspoli- 
tisch unabdingbar ist. Die Überprüfung der Erhe- 
bungsprogrammc auf Einsparungsmöglichkeiten hat 
ergeben, daß der im Gesetzentwurf vorgesehene 
Umfang der Erhebungen zur laufenden Beobachtung 
der Baukonjunktur unbedingt erforderlich und eine 
Beschränkung der Erhebungen nur auf eine reprä- 
sentative Auswahl nicht möglich ist. Die Ergeb- 
nisse der Bautätigkeitsstatistik dienen insbesondere 
der laufenden Unterrichtung des Bundestages und 
des Bundesrates sowie der Bundesregierung über 
die allgemeine Bautätigkeit und die Wohnungsbau- 
tätigkeit im besonderen. Sie bilden außerdem eine 
unentbehrliche Grundlage für die zu treffenden Dis- 
positionen der einschlägigen Fachministerien des 
Bundes (insbesondere BMWi, BMWo, BMV, BMA, 
BMF) sowie auch für die kreditpolitischen Entschei- 
dungen der Deutschen Bundesbank. Ein sehr großes 
Interesse an den Ergebnissen der Bautätigkeitssta- 
tistik besteht außerdem bei den Bundesländern, den 
Städten und Gemeinden und den einschlägigen 
Organisationen. 

3. Die Bautätigkeitsstatistik ist unter konjunktur- 
und baupolitischen Gesichtspunkten in ihrer bis- 
herigen Form nicht ausreichend, weil in der zeit- 
lichen Beobachtung des Ablaufs der Bauvorhaben 
zwischen der Erteilung der Baugenehmigung und 
der Baufertigstellung eine Lücke klafft. Nicht alle 


! genehmigten Bauvorhaben werden ausgeführt, und 
' auch bei den in Angriff genommenen Vorhaben 
I liegen zwischen Genehmigung und Beginn der Bau- 
- arbeiten unterschiedlich lange Zeiträume. Die tat- 
sächliche Inanspruchnahme der Baukapazität und 
deren voraussichtliche Beanspruchung in den 
nächstfolgenden Monaten kann aus der derzeitigen 
Bautätigkeitsstatistik nicht abgeleitet werden. Für 
Wirtschafts-, konjunktur- und baupolitische Zwecke 
ist das aber unerläßlich, vor allem im Hinblick auf 
die Bemühungen um einen möglichst kontinuier- 
lichen Ablauf der Bautätigkeit (Winterbau) und 
damit der gesamten Wirtschaftstätigkeit. Deshalb 
j soll die im Reichsgebiet schon vor dem letzten 
I Kriege durchgeführte statistische Erfassung der Bau- 
beginne — wie nach dem Kriege in verschiedenen 
Bundesländern — allgemein wieder aufgenommen 
und in einer möglichst einfachen - Form durchge- 
führt werden. Eine Statistik der Baubeginne wird 
auch in der Mehrzahl der westeuropäischen Länder 
geführt. 

4. Auf die Durchführung einer Tiefbaustatistik 
wurde bisher verzichtet, weil die Bautätigkeit zum 
weitaus überwiegenden Teil auf Hochbaumaßnah- 
men entfiel. In den letzten Jahren ist hier aber eine 
Änderung eingetreten, da der Tiefbau, und hier 
insbesondere der Straßenbau, sehr stark an Gewicht 
gewonnen hat. Es ist damit zu rechnen, daß dies in 
den kommenden Jahren noch mehr der Fall sein 
wird, wenn nach Überwindung der Wohnungsnot 
die Wohnungsbautätigkeit sich auf die Deckung des 
laufend entstehenden Neubedarfs an Wohnraum 
sowie die Sanierung des Altwohnungsbestandes 
und die anstehenden städtebaulichen Maßnahmen 
beschränken kann. Die statistische Erfassung des 
Tiefbaues ist vor allem aus Gründen der Konjunk- 
turpolitik geboten, um eine vollständige Transpa- 
renz des Baumarktes zu erlangen. Die Erfahrungen 
der letzten Jahre haben gezeigt, daß hinsichtlich 
einer dämpfenden oder fördernden Beeinflussung 
der Bau- und damit der gesamten Konjunktur ge- 
rade die Tiefbautätigkeit in ihrer laufenden Ent- 
wicklung übersehbar sein muß, und zwar deshalb, 
weil über die Tiefbautätigkeit, die fast ausschließ- 
lich eine Sache der öffentlichen Hand ist, der saiso- 
nale und konjunkturelle Ablauf der Bautätigkeit in 
starkem Maße beeinflußt werden kann. Hierzu 
wird vor allem auf die verstärkten Bemühungen 
von Bundesregierung und Bundestag zur Einschrän- 
kung der winterlichen Arbeitslosigkeit im Bauge- 
werbe hingewiesen. (Große Anfrage der Fraktion 
der SPD betr. Verhältnisse in der Bauwirtschaft 
vom 30. Juni 1958 — Drucksache 495 — und Be- 
schluß des Bundestages vom 27. November 1958.) 

5. An der Statistik der Wohnraumvergaben be- 
steht sowohl für die Wohnungspolitik des Bundes 
als auch für die der Länder ein begründetes Inter- 
esse; hierbei sind die Erstvergaben der Wohnungen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
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baues au die Vertriebenen, Flüchtlinge, Kriegssach- 
geschädigten (Evakuierten) und die Nichtgeschä- 
digten von besonderer Bedeutung. Nach dem II. 
WoBauG und nach dem LAG haben Bund und Län- 
der die erforderlichen Maßnahmen zur beschleunig- 
ten und gerechten Unterbringung der noch nicht 
oder nur unzureichend mit Wohnraum versorgten 
Haushalte zu treffen. Hierfür muß Klarheit darüber 
bestehen, wie die für diese Zwecke zur Verfügung 
gesf eilten Wohnbauförderungsmittel zu verteilen 
sind und welche Bevölkerungsgruppen in erster 
Linie mit Wohnraum versorgt werden müssen. Die 
Länder können nach dem Lastenausgleichsgesetz 
auch vom Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
verpflichtet werden, die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues mit LAG-Mitteln nachzuweisen und 
dabei die den einzelnen Geschädigtengruppen zu- 
gewiesenen Wohnungen anzugeben. Im Hinblick 
auf die Ergebnisse der Wohnraumvergabestatistik 
ist seit dem Jahre 1956 auf eine derartige, geson- 
derte Berichterstattung der Länder verzichtet wor- 
den; sie müßte aber — mit größerem Arbeits- und 
Mittelaufwand — Wiederaufleben, wenn die Wohn- 
raumvergabestatistik nicht mehr fortgeführt werden 
sollte. Die Beibehaltung der mit niedrigen Kosten 
verbundenen Wohnraumvergabestatistik dürfte 
daher der einfachste und billigste Weg sein, um die 
benötigten Unterlagen, insbesondere für das BAA 
zur Berechnung des Wohnungsfehlbestandes der 
Geschädigten und des Verteilungsschlüssels für die 
Aufbaudarlehen Wohnungsbau, ermitfeln zu kön- 
nen. 

6. Die Bautätigkeitsstatistik, einschließlich der Er- 
fassung der Baubeginne und der Auftragsvergaben 
im Tiefbau, soll gemäß § 6 Abs. 1 StatGes durch 
Gesetz angeordnet werden, weil es sich einerseits 
um sachlich zusammenhängende Dauerstatistiken 
handelt, deren Erhebungsprogramm zum größten 
Teil feststeht und sich bewährt hat, und weil ande- 
rerseits die Kosten die in § 6 Abs. 2 Nr. 3 des Sta- 
tistischen Gesetzes (StatGes) vom 3. September 1953 
bestimmte Grenze (von 500 000 DM) überschreiten. 
Da nach Beseitigung des gegenwärtig noch beste- 
henden Wohnungsmangels die Wohnraumbewirt- 
schaftung entbehrlich und die öffentliche Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues allmählich auslaufen 
wird, ist beabsichtigt, die in dem Gesetzentwurf 
enthaltenen Vorschriften über die Wohnraumver- 
gabestatistik sowie über die Bewilligungsstatistik 
außer Kraft zu setzen, wenn die Vorschriften über 
die Bewilligung öffentlicher Mittel zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues und über die Zutei- 
lung öffentlich geförderter Wohnungen keine An- 
wendung mehr finden. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die genannten Statistiken umfassen 

1. die Hochbaustatistik mit folgenden Einzelerhe- 
bungen: 

a) Baugenehmigungen, Baubeginne, Baufertig- 
stellungen und Bauüberhang am Jahresende 
(gemäß § 2 Abs. 2), 


b) Bewilligungen im öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbau (gemäß § 2 Abs. 3); 

2. die Statistik der Auftragsvergaben im Tiefbau 
(Tiefbaustatistik gemäß § 3); 

3. die Statistik der erstmaligen Wohnraumvergaben 
(Wohnraumvergabestatistik gemäß § 4). 

Zu § 2 

Hier sind die zu erfassenden Tatbestandsmerkmale 
für die Hochbaustatistik geregelt. Genaue Rück- 
schlüsse auf den Umfang und die Entwicklung des 
Baugeschehens im Hochbau sind nur dann möglich, 
wenn die Hochbautätigkeit nach ihren wichtigsten 
Merkmalen und nach den die Bautätigkeit bestim- 
menden Phasen erfaßt wird. Die Hochbaustatistik 
wird deshalb in die in den Erläuterungen zu § 1 
angeführten Einzelerhebungen gegliedert, die wie 
folgt aufeinander abgestimmt sind: 

Mit den Baugenehmigungen werden die Bauabsich- 
ten der Bauherren nach genehmigungs-, zustim- 
mungs- oder anzeigepflichtigen Baumaßnahmen im 
Hochbau erfaßt und die Zahl der Gebäude und 
V/chnungen nach ihrer Lage, Art (z. B. Wohnge- 
bäude, Bürogebäude usw.), Größe, nach dem um- 
bauten Raum, der Wohnfläche, den veranschlagten 
reinen Baukosten und der Art der Baumaßnahme 
(Neubau, Wiederaufbau usw.), wie in § 2 festge- 
legt, ermittelt. Da die Bekundung des Bauwillens 
nicht in allen Fällen in die Tat umgesetzt wird und 
die Bauausführung oftmals erst zu einem späteren 
Zeitpunkt erfolgt, sind die Baugenehmigungen zwar 
ein wichtiger Maßstab für die Entwicklung der 
Bauabsichten, aber zur Beurteilung der Inanspruch- 
nahme der Bauwirtschaft allein nicht ausreichend. 
Die Erfassung der Baubeginne schaltet demgegen- 
über die Scheingenehmigungen aus und zeigt, in 
welchem Maße der in der Baugenehmigung bekun- 
dete Wille zu der tatsächlichen Inanspruchnahme 
von Baukapazitäten führt. Ein Vergleich der Ent- 
wicklung der Baugenehmigungen und Baubeginne 
ist insbesondere zur konjunkturellen Beobachtung 
und Beurteilung des Baumarktes unerläßlich. 

Die Baufertigstellungen zeigen das Ergebnis der 
Bautätigkeit (die abgeschlossenen Baumaßnahmen) 
auf. Da die Bauämter die „Bauabnahme" nicht lau- 
fend und oft nicht sofort nach Beendigung des 
Baues durchführen können, ist zum Nachweis der 
effektiven Jahresbauleistung die Bauüberhangs- 
erhebung erforderlich. Sie ergänzt die Baufertig- 
stellungsmeidungen durch die Erfassung der tat- 
sächlichen Baufertigstellungen am Jahresende, und 
zwar auch unter Berücksichtigung der von den 
Bauämtern noch nicht abgenommenen fertiggestell- 
ten Gebäude, und ermöglicht außerdem die Fest- 
stellung der am Jahresende im Bau befindlichen, 
aber noch nicht fertiggesteilten Bauten. Ihre Ergeb- 
nisse vermitteln einen Überblick über den Vorrat 
an Bauleistungen, der im abgelaufenen Baujahr 
neben den Fertigstellungen entstanden ist und im 
neuen Baujahr zur Fertigstellung ansteht. 

Durch die in Absatz 3 angeordnete Bewilligungs- 
statistik werden diejenigen Baumaßnahmen beson- 
ders erfaßt, für die öffentliche Mittel in den ver- 
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schiedensten Subventionsformen — als reine Kapi- 
talhilfen oder reine Lastenhilfen bzw. in gemischter 
Form — im Rahmen des öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbaues bewilligt werden. Sie ver- 
mittelt außerdem einen Überblick über das Aus- 
maß der bewilligten Mittel einschließlich der ge- 
währten individuellen Miet-(Lasten-)beihilfen, den 
Erfolg ihres Einsatzes in Gestalt von Wohnbauten 
und Wohnungen, insbesondere hinsichtlich des 
Familienheimbaues und der Wohnungsversorgung 
der sog. Leistungsschwachen, die Rechtsform der 
Nutzung, die Zusammensetzung der Kosten sowie 
die Finanzierung dieser Baumaßnahmen und die 
genehmigten Mieten sowie die Zweckbestimmung 
der geförderten Wohnungen. 

Die Erhebungen der Baugenehmigungen, der Bau- 
beginne und der Baufertigstellungen erfolgen mit- 
tels einer Zählkarte (im Durchschreibeverfahren in 
dreifacher Ausfertigung). Die erste Ausfertigung 
wird nach Erteilung der Baugenehmigung von den 
Baubehörden, die zweite Ausfertigung nach Inan- 
griffnahme des Bauvorhabens — mit Datum des 
Baubeginns versehen — von den Bauherren und 
die dritte Ausfertigung nach vollzogener Bau- 
abnahme bzw. Fertigstellungsmeldung von den 
Baubehörden den Statistischen Landesämtern über- 
sandt. 

Zu § 3 

Die Tiefbaustatistik erfaßt die Vergaben öffent- 
licher Tiefbauvorhaben (Aufträge) mit einem Auf- 
tragswert von 25 000 DM und mehr. Die Auftrags- 
vergaben sollen laufend erfaßt und unter Verwen- 
dung einer einfachen Zählkarte monatlich den Sta- 
tistischen Landesämtern gemeldet werden, um einen 
Überblick über die laufende Entwicklüng zu gewin- 
nen. Die zu erfassenden Tiefbaumaßnahmen sollen 
gegliedert werden nach 

a) Straßenbauten, 

b) Tiefbauten an Bundeswasserstraßen, 

c) wasserwirtschaftlichen Baumaßnahmen, 

d) Kultur- und Flurbereinigungsmaßnahmen und 

e) sonstigen Tiefbaumaßnahmen. 


Da die voraussichtliche Abwicklungsdauer (vorge- 
sehene Bauzeit) der Tiefbauaufträge für Feststel- 
lungen über die Beanspruchung der Baukapazität 
von entscheidender Bedeutung ist, sollen die ver- 
gebenen Aufträge in 4 Gruppen (bis 3 Monate, 
3 bis 6 Monate, 6 bis 12 Monate, 12 Monate und 
länger) erfaßt werden. 

Zu § 4 

In die Wohnraumvergabestatistik sollen • — wie 
bisher — ausschließlich die Erstvergaben neu- 
geschaffener Wohnungen und Wohnräume des öf- 
fentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues ein- 
bezogen werden. 

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre sind bei 
der Erfassung dieser Wohnungen (Haushalte) und 
Wohnräume keine Schwierigkeiten entstanden, zu- 
mal die Vergaben der neuen Sozialwohnungen an 
die einzelnen Bevölkerungsgruppen ohnehin von 
den zuständigen Behörden registriert werden. Zur 
Erstellung der Wohnraumvergabestatistik bedarf es 
also nur der Zusammenfassung der Erstvergaben 
auf einem Formblatt, auf dem sie nach den einzel- 
nen Bevölkerungsgruppen wie folgt aufgeteilt 
werden: 

1. Vertriebene, 

2. Zugewanderte, 

3. Sachgeschädigte (ohne zurückgeführte Eva- 
kuierte), 

4. zurückgeführte Evakuierte und 

5. sonstige 

Die an die kinderreichen Familien dieser Bevölke- 
rungsgruppen vergebenen Wohnungen sollen — 
wie bisher — gesondert ausgewiesen werden. 


C. Kostenberechnung 

Bei der Durchführung des Gesetzes entstehen in 
recht geringem Umfang zusätzliche Aufwendungen 
nur bei der statistischen Erfassung der Baubeginne 
und der Auftragsvergaben im Tiefbau. Die jähr- 
lichen voraussichtlichen Kosten für diese Statisti- 
ken verteilen sich wie folgt auf Bund und Länder: 



; 

Tiefbau 

zusammen ; 

1000 

persönlich 

DM 

Baubeginne 


persönlich 

sächlich 

sächlich 

zusammen 

Kosten des Bundes 

0,5 

1,5 

2,0 

14,4 

4,4 

18,8 

Kosten der Länder 

54,0 

7,0 

61,0 

102,5 

12,0 

114,5 

insgesamt 

54,5 

8,5 

63,0 

116,9 

16,4 f 

133,3 


Für die übrigen im Gesetzentwurf aufgeführten 
Statistiken, die seit den Jahren 1949 bzw. 1952 
zum ständigen Arbeitsprogramm der amtlichen Sta- 


tistik gehören, sind die erforderlichen Mittel in 
den Haushalten des Bundes und der Länder ent- 
halten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu § 2 Abs. 2 

In § 2 Abs. 2 ist das Wort „begonnenen" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Auch bei der Baubeginnstatistik handelt es sich um 
eine neue Erhebung. Da ihre Ergebnisse weder 
staatspolitisch notwendig sind noch für konkrete 
Entscheidungen benötigt werden, ist die Einführung 
der Baubeginnstatistik nicht zu vertreten. 

Für die Bekundung des Bauwillens und für die künf- 
tige Beanspruchung der Bauwirtschaft liefert die 
Baugenehmigungsstatistik hinreichend zuverlässige 
Maßstäbe. 

Eine Statistik der Baubeginne war bereits früher 
einmal durchgeführt, im Jahre 1953 aber wegen j 


] erhebungstechnischer Schwierigkeiten wieder fallen- 
gelassen worden. Die Möglichkeiten der Erfassung 
j haben sich seither nicht verbessert. Bei der Über- 
lastung der Bauaufsichtsbehörden, die als Berichts- 
stellen vorgesehen sind, ist vielmehr mit weiteren 
Schwierigkeiten zu rechnen. Als Konjunkturindikator 
i dürfte eine Baubeginnstatistik deshalb versagen, weil 
bei dem Abwicklungstempo, das heute im Bausektor 
erreicht ist, diese Statistik, selbst bei termingerech- 
ter Meldung durch die Bauämter — was erfahrungs- 
gemäß kaum erwartet werden kann — , die Ergeb- 
nisse zu spät liefert, so daß die effektive und die 
voraussichtliche Inanspruchnahme der Baukapazität 
hieraus nicht abgelesen werden kann. Die bereits 
laufend durengeführte Statistik der Baugenehmigun- 
gen dürfte für diesen Zweck geeigneter und völlig 
ausreichend sein. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates, in § 2 
Abs. .2 des Gesetzentwurfs das Wort „begonnen" 
zu streichen, wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Statistik der Baubeginne im Hochbau ist staats- 
politisch notwendig. Sie ist eine unentbehrliche 
Grundlage für die Konjunkturpolitik auf dem Bau- 
und Wohnungsgebiet und für die Bemühungen um 
ein möglichst kontinuierliches Bauen während des 
ganzen Jahres. Während die Baugenehmigungen 
nur die Bauabsichten zum Ausdruck bringen können, 
lassen erst die Baubeginne die konkrete Verwirk- 
lichung der Absichten erkennen. Die Baubeginne 
sind damit ein konjunkturprognostisches Barometer, 
das die Inanspruchnahme der Baukapazität anzeigt 
und zusammen mit den Fertigstellungen in den ver- 
schiedenen Bereichen des Hochbaues laufend kon- 
krete Vorstellungen über die in der Durchführung 
begriffenen Bauvorhaben und über die mutmaßliche 
weitere Kapazitätsbeanspruchung vermittelt. Außer- 
dem läßt nur die laufende Beobachtung der Baube- 
ginne in den einzelnen Sektoren des Hochbaues er- 
kennen, inwieweit sich die Bauherren zu einem kon- 
tinuierlichen Bauen auch in den bisher bauschwa- 
chen Monaten entschließen und damit die baupoli- 
tische Zielsetzung eines verstärkten Winterbaues 
erreicht wird. 

Die Statistik der Baugenehmigungen kann für eine 
Statistik der Baube ginne kein Ersatz sein, da es eine 
Erfahrungstatsache ist, daß eine oft wechselnde Zahl 
von Genehmigungen überhaupt nicht zur Verwirk- 


lichung des Bauvorhabens führt und daß die Zeit- 
spanne zwischen Genehmigung und Baubeginn oft 
recht verschieden ist. Auch die Bauberichterstattung 
der Betriebe des Bauhauptgewerbes kann die Er- 
kenntnisse der Baubeginnstatistik nicht vermitteln, 
da sie nur die in jedem Monat schon erbrachte Bau- 
leistung (nach Arbeitsstunden und Umsatz) erfaßt 
und die genaueren statistischen Feststellungen hier- 
über nur für die Betriebe des Bauhauptgewerbes 
mit 20 und mehr Beschäftigten getroffen werden; 
die wichtigen Ausbau- und Baunebengewerbe sind 
also in die Bauberichterstattung nicht einbezogen. 

Die Statistik der Baubeginne im Hochbau, die in Bund 
und Ländern zusätzliche Kosten von jährlich etwa 
133 000 DM verursachen wird, ist schon zwischen 
den beiden Weltkriegen im damaligen Deutschen 
Reich laufend monatlich mit Erfolg geführt worden. 
Der Umstand, daß sie zur Zeit auf Länderebene 
(z. B. in Hamburg) sowie in größeren Städten aus 
eigener Initiative geführt wird, läßt erkennen, daß 
der Durchführung der Statistik auch erhebungstech- 
nisch keine grundsätzlichen Schwierigkeiten entge- 
genstehen, und daß die Ergebnisse, wie die für 
die Baugenehmigungen und Baufertigstellungen, 
nach einer gewissen Anlaufzeit, etwa 4 Wochen 
nach jeweiligem Monatsschluß, vorliegen körmen. 
Dabei ist die Technik der Durchführung so einfach 
wie möglich gehalten. Es ist nur an eine Baubeginn- 
anzeige durch Absendung einer vorgedruckten 
Postkarte mit dem Datum des Baubeginns (Monat) 
gedacht. Der Vordruck wird mit der Baugenehmi- 
gung ausgehändigt. 
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